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BMF: Steuerliche Förderung der betrieblichen 
Altersversorgung 

Macht ein Arbeitnehmer (z. B. aufgrund eines entsprechenden Tarifvertrags) von der 
Möglichkeit Gebrauch, zusätzliche vermögenwirksame Leistungen des Arbeitgebers für 
den Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung über die Durchführungswege 
Pensionsfonds, Pensionskasse oder Direktversicherung im Rahmen einer 
Entgeltumwandlung zu verwenden, sind diese Beiträge unter den sonstigen 
Voraussetzungen nach § 3 Nummer 63 EStG steuerfrei. 
 

Dies gilt auch für in diesem Zusammenhang gewährte Erhöhungsbeträge des 
Arbeitgebers (z. B. erhöhter Beitrag zur betrieblichen Altersversorgung i. H. v. 26 Euro 
statt vermögenswirksamer Leistungen i. H. v. 6,65 Euro) und für Erhöhungsbeträge des 
Arbeitgebers, die von einer zusätzlichen Entgeltumwandlung abhängen (z. B. erhöhter 
Beitrag zur betrieblichen Altersversorgung i. H. v. 50 Euro, wenn der Arbeitnehmer 13 
Euro seines Arbeitslohns umwandelt). 
 

Die zuvor genannten Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung (für die betriebliche 
Altersversorgung verwendete vermögenswirksame Leistungen und Erhöhungsbeträge) 
erfüllen jedoch nicht die Voraussetzungen für den BAV-Förderbetrag. Die 
Voraussetzung "zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" (§ 100 Absatz 3 
Nummer 2 EStG) ist nicht erfüllt. Es entspricht im Übrigen auch nicht der Intention des 
Betriebsrentenstärkungsgesetzes, entsprechende Beiträge, die auch zu einer 
Zuschusspflicht nach § 1a Absatz 1a und § 23 Absatz 2 des Betriebsrentengesetzes 
(BetrAVG) führen, zu fördern. 
 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
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